Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 354 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Berufsausbildungsgesetz 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Deutschen Bundestag bis zum 1. Oktober 1962 den Entwurf 
eines Gesetzes über Berufsausbildung (Berufsausbildungsge- 
setz) vorzulegen. 

Der Gesetzentwurf soll 

1. die zersplitterten gesetzlichen Bestimmungen über Berufs- 
ausbildung zusammenfassen, vereinheitlichen und sie der 
Entwicklung von Technik und Wirtschaft anpassen; 

2. alle Berufsausbildungsverhältnisse und alle Arbeitsverhält- 
nisse von Jugendlichen in sämtlichen Beschäftigungszweigen 
erfassen; 

3. a) eine Berufsausbildung auf breiter Grundlage (Vollberuf) 

gewährleisten und 

b) für die nicht in Berufsausbildungsverhältnissen beschäf- 
tigten Jugendlichen eine Grundausbildung in ihrem Be- 
schäftigungszweig sichern; 

4. die Berufsausbildung als öffentliche Aufgabe anerkennen 
und allen an der Berufsausbildung Beteiligten ein Selbstver- 
waltungsorgan zur Verfügung stellen; 

5. die persönlichen und sachlichen Voraussetzungen zur Aus- 
bildungsberechtigung festsetzen; 

6. die Vorschläge der Internationalen Arbeitskonferenz in Genf 
vom Juni 1961 für eine Empfehlung über die beruf- 
liche Ausbildung und den Vorschlag der Kommission der 
EWG an den Rat betreffend die allgemeinen Grundsätze zur 
Durchführung einer gemeinsamen Politik der Berufsausbil- 
dung vom Januar 1962 berücksichtigen. 

Das Berufsausbildungsgesetz soll den jungen Menschen in Stadt 
und Land gleiche Berufsausbildungs- und Existenzchancen ge- 
währleisten. 


Bonn, den 11. April 1962 


Ollenhauer und Fraktion 


Drude: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Stegburg 
Alleiovetliieb ; Dr. Haas Heget, BdCi Godesbeig, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



